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Abendveranstaltung 

Zur festlichen Abendveranstaltung konn-
te der Präsident der Sächsischen Lan-
desärztekammer Herrn Professor Dr.
Jörg-Dietrich  Hoppe, Präsident der Bun-
desärztekammer; Herrn Ministerialdiri-
gent Diplom-Mediziner Albrecht Ein-
bock, Leiter der Abteilung Gesundheits-
wesen im Sächsischen Staatsministe-
rium für Soziales, Gesundheit, Jugend
und Familie, sowie die Mandatsträger
und Gäste herzlich begrüßen.

Totenehrung
Die Anwesenden des Sächsischen Ärzte-
tages gedachten wie in jedem Jahr derje-
nigen Ärztinnen und Ärzten unserer
Sächsischen Landesärztekammer, die
seit dem 9. Sächsischen Ärztetag 1999
verstorben sind. In der Totentafel – Seite
436 dieses Heftes –  sind die Namen der
Verstorbenen aufgeführt.
Alle Teilnehmer des 10. Sächsischen
Ärztetages erhoben sich zu Ehren der
Verstorbenen von ihren Plätzen.
Wir werden diese Kolleginnen und Kol-
legen in guter Erinnerung behalten und
ihnen ein ehrendes Andenken bewahren.

Verleihung der „Hermann-Eberhard-
Friedrich-Richter-Medaille“ 2000
Die Stammväter deutscher Berufs- und
Standespolitik Professor Dr. Hermann
Eberhard Friedrich Richter aus Dresden
und Dr. Hermann Hartmann aus Leipzig

haben ihre legitimen Erben im Freistaat
Sachsen in der Sächsischen Landesärz-
tekammer und der Kassenärztlichen Ver-
einigung Sachsen gefunden. 
Es ist eine ehrenvolle, mittlerweile fünf-
jährige Traditionen, Mitglieder unserer
Sächsischen Landesärztekammer, die sich
um die Ärzteschaft Sachsens und die
ärztliche Selbstverwaltung besonders ver-
dient gemacht haben, mit der Hermann-
Eberhard-Friedrich-Richter-Medaille
auszuzeichnen.
Auf Beschluss des Vorstandes der Säch-
sischen Landesärztekammer verlieh der
Kammerpräsident diese hohe Auszeich-
nung für besondere Verdienste bei der
Gründung der Sächsischen Landesärzte-
kammer und um die sächsische Ärzte-
schaft an

Frau Dr. med. Gisela Trübsbach,
Dresden

Herrn Dr. med. habil. Heinz Brandt,
Gneisenaustadt Schildau

Herrn Dr. med. Roland Endesfelder,
Chemnitz

Frau Dr. med. Gisela Trübsbach hat
ihre medizinische Ausbildung in Leipzig
begonnen und 1966 in Dresden mit der
Approbation abgeschlossen. 1967 wurde
sie promoviert. Seit 1974 ist sie Fachärz-
tin für Radiologie.
Nach der Wende hat Frau Dr. Trübsbach
als neu gewählte ärztliche Direktorin in
der Poliklinik Dresden-Strehlen die Kol-
leginnen und Kollegen überzeugt, dass
alleine die selbstständige Niederlassung
in einer Praxis den Weg in die Zukunft
weisen kann.
Mit Zielstrebigkeit und Kontinuität ist
sie seit 1995 in vorbildlicher Weise enga-
giert, bei Ärztinnen und Ärzten den
Kammergedanken zu verankern und
selbst aktiv für die Gestaltung der ärzt-
lichen Selbstverwaltung in Kammer und
Kassenärztlicher Vereinigung zu wirken.
Als Vertreterin der neuen Bundesländer
wurde sie in den Vorstand des Radiolo-
gischen Berufsverbandes berufen. Sie
hat die Auswirkungen der glücklosen
Gesundheitsreformen von Seehofer bis
Fischer mit wacher Kritik begleitet und
insbesondere die negativen Auswirkun-
gen auf die neuen Bundesländer zum
Anlass genommen, sich im Bündnis Ge-
sundheit 2000 in vorderster Front aktiv
gestaltend einzubringen.
1999 wurde Frau Dr. Trübsbach in den
Vorstand der Sächsischen Landesärzte-
kammer und im Jahr 2000 in den
Vorstand der Kreisärztekammer Dresden
gewählt.
Mit der Verleihung der Hermann-Eber-
hard-Friedrich-Richter-Medaille an Frau
Dr. med. Gisela Trübsbach ehrt die säch-
sische Ärzteschaft zum zweiten Mal eine
für die Selbstverwaltung ehrenamtlich
besonders aktiv tätige Ärztin.

Herr Dr. med. habil. Heinz Brandt wur-
de 1918 in Torgau geboren. Nach Absol-
vierung der Reifeprüfung am Macken-
sen-Gymnasium 1937 in Torgau erfolgte
das Medizinstudium an der damaligen
Militärärztlichen Akademie in Berlin,
später in Königsberg und Leipzig, wo er
bei Prof. Dr. Scheede promovierte.

Prof. Dr. Jan Schulze, Prof. Dr. Gunter Gruber,
Prof. Dr. Jörg-Dietrich Hoppe und 
Prof. Dr. Rolf Haupt (v. l. n. r.)
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Herr Dr. Brandt versorgte von 1949 bis
1991 im Bereich der Gneisenaustadt
Schildau und Umgebung zunächst in
eigener Niederlassung, später als Leiter
des dortigen Landambulatoriums, eine
hohe Einwohnerzahl in alleiniger Ver-
antwortung allgemeinmedizinisch und
gynäkologisch.
1973 habilitierte er sich an der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifswald. 
Anerkennung fand seine weitere wissen-
schaftliche Tätigkeit in der Verleihung
des Lederle-Preises 1960 in Österreich.
Wesentliches trug er bei zur Bildung des
Sächsischen Verbandes der Allgemeinme-
dizin und zur Vereinigung der Sächsi-
schen Allgemeinmedizin im Berufsver-
band für Allgemeinmedizin in Deutsch-
land.
Sein Lebenswerk krönte schließlich die
Wahl des leidenschaftlichen Arztes und
renommierten Berufspolitikers als Man-
datsträger in die Sächsische Landesärz-
te-Kammerversammlung, seine Aufnah-
me in den Kammer-Vorstand und
schließlich seine Bestimmung zum Alters-
präsidenten der Sächsischen Landesärz-
tekammer im Jahre 1995.

Er ist einer der „Ärzte der ersten Stun-
de“, die sich um den Aufbau der ärztli-
chen Selbstverwaltung verdient gemacht
haben.

Herr Dr. med. Roland Endesfelder wur-
de 1935 in Chemnitz geboren, besuchte
die Volksschule in Glösa bei Chemnitz
und beendete 1954 die Oberschule mit
dem Abitur ebenfalls in seiner Geburts-
stadt.
Im gleichen Jahr nahm er bis 1956 ein
Theologiestudium in Leipzig auf und
arbeitete in den Semesterferien als
Hilfspfleger im Chemnitzer Kranken-
haus am Küchwald. Von 1956 bis 1962
studierte er Humanmedizin an der Uni-
versität Leipzig. Die Facharztausbildung
im Fach Chirurgie schloss er 1969 ab.
Die Sächsische Landesärztekammer ehrt
mit Dr. Endesfelder einen Kollegen, der
nach dem politischen Zusammenbruch
der DDR von einer großen Mehrheit sei-
ner Kollegen zum Vorsitzenden der
Kreisärztekammer Chemnitz gewählt
wurde.
Seitdem hat er mit großem persönlichen
Engagement in seiner Heimatstadt zu-

nächst den Aufbau und danach die stän-
digen Aufgaben der ärztlichen Selbst-
verwaltung ehrenamtlich übernommen.
Herr Dr. Endesfelder ist gleichzeitig für
seinen Wahlkreis Mandatsträger der
Kammerversammlung und hat seit 1999
zusätzlich die ehrenamtlichen Aufgaben
des Leiters der Bezirksärztekammer des
Regierungsbezirkes Chemnitz übernom-
men.
Mit seiner berufspolitischen Tätigkeit ist
Herr Dr. Roland Endesfelder ein Vorbild
für die sächsischen Ärzte.

Danksagung
Herr Dr. Brandt dankte zugleich im Na-
men von Frau Dr. Trübsbach und Herrn
Dr. Endesfelder der Sächsischen Landes-
ärztekammer für die erwiesene Ehrung.

„Jeder von uns drei – jeweils einem
anderen Jahrzehnt entstammend – hat
1989 auch für die Eigenvertretung ärzt-
licher Belange gestritten. Unbewusst
trieben uns in jenen Tagen ähnliche Mo-
tive wie ein Jahrhundert zuvor den Na-
menspatron der uns heute verliehenen
Auszeichnung.
Die Schar der sich für die Belange ihrer
Kollegen engagierenden Ärztinnen und
Ärzte ist begrenzt. Viele von uns verken-
nen offenbar die Bedeutung der Berufs-
freiheit für Arzt und Patient. Möge ihnen
erspart bleiben, diese Erkenntnis durch
böse Erfahrung zu gewinnen.
Außenstehende versuchen, wie in der
Vergangenheit, uns mit Moraleskapaden
Utopien aufzudrängen, unser Ethos in
ihrem Sinn umzubiegen. Demgegenüber
haben Ärztekammern ärztliches Ethos
zu wahren und zu gestalten. Ziel und
Grenzen setzen uns die alten Postulate
„Salus aegroti suprema lex“ und „Nil
nocere“. Ärztliches Tun ist stets auf den
einzelnen Kranken, sein persönliches
Schicksal gerichtet. Nichts ruft zum Sa-
lus populi oder Salus rei publicae auf,
für die seit je Zeitgeister den Arzt ein-
spannen wollen. Das Heil, dem unser
Dienst gilt, ist immer das Heil eines
Kranken.

Dr. Gisela Trübsbach, Dr. Heinz Brandt und Dr. Roland Endesfelder (v. l. n. r.)
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Der Arztberuf verpflichtet uns diesem
Ethos, fordert uns zu seiner Verteidi-
gung. Das hat uns drei zum Engagement
in unserer Kammer geführt. In einer
ständig sich wandelnden Umwelt mit
stürmischer Wissenserweiterung ist sie
Hüterin dieser Fundamente unseres
Handelns“.

Berufspolitischer Höhepunkt des 10.
Sächsischen Ärztetages war der Vortrag
des Präsidenten der Sächsischen Landes-
ärztekammer.

Aktuelle berufs- und 
gesundheitspolitische Fragen
für die nächste Zukunft

„Hochverehrte Kammerversammlung,
liebe Kolleginnen und Kollegen,
meine sehr verehrten Damen und Herren,
unsere 22. Kammerversammlung findet
in einer Zeit statt, in der alle sozialen
Sicherungssysteme von der Rente über
die Steuern bis zur Gesundheit erneut
und intensiv auf dem Prüfstand stehen!

Hier bedarf es seitens der verfassten
Ärzteschaft einer wachsamen, kriti-
schen, aber auch kreativen Haltung, wie
das zum Beispiel auf dem diesjährigen
Deutschen Ärztetag beziehungsweise
der Vertreterversammlung in Köln oder
in den Aktionen des Bündnisses Gesund-
heit 2000 zum Ausdruck kommt.
Die politischen Parteien haben nach
Bekundung des Bundeskanzlers Gerhard
Schröder „erst sehr spät“ die tiefgreifen-
den Probleme der Sozialen Systeme er-
kannt, die aus dem raschen Wandel von
Familienstrukturen, Arbeits-, Sozial-
und Lebensverhältnissen sowie demo-
graphischer Entwicklungen resultieren.

Bei genauerer Analyse, die seit gerau-
mer Zeit von der Ärzteschaft angemahnt
wurde, zeigt sich die fatale Tendenz
einer zunehmenden Aushöhlung des
über Jahrhunderte funktionierenden
Generationenvertrages mit der Folge der

Erosion auch der solidarischen Kranken-
versicherungen.

Nur zwei Zahlen mögen dafür als Beleg
dienen:
So wird die Zahl der Erwerbspersonen in
den nächsten 30 Jahren von heute 33
Millionen auf 29 Millionen absinken,
bei gleichzeitigem Anstieg der oft multi-
morbiden Rentner von heute 13,7 Mil-
lionen auf 17,6 Millionen. Darüber hin-
aus besteht ein erheblicher Reformbe-
darf auch durch die Verbesserung medi-
zinischer Leistungen im Kontext zu
Langlebigkeit und Anspruchshaltung
einer aufgeklärten Bevölkerung.

Diese Entwicklung von Kostenanstieg
einerseits und gravierender Reduzierung
der Finanzzuflüsse ins GKV-System
andererseits macht eine umfassende
durchgreifende Gesundheitsreform unab-
dingbar.
Doch es kam – wie bekannt – leider an-
ders. Und so sind wir nun seit Jahresbe-
ginn erneut mit dem Torso eines reinen
Kostendämpfungsgesetzes konfrontiert,
in dem die Leistungserbringer und Pa-
tienten einem unerträglichen Spar- und
Interventionsdruck ausgesetzt werden.
In seinem Entschließungsantrag zur Ge-

sundheits- und Sozialpolitik lehnte der
103. Deutsche Ärztetag die sogenannte
Gesundheitsreform 2000 erneut als inak-
zeptabel ab und stellte dazu unter ande-
rem fest:
Das vom Deutschen Bundestag Ende
letzten Jahres verabschiedete Rumpfge-
setz zur GKV-Gesundheitsreform 2000
führt in seiner Konsequenz zu Risikose-
lektion von Patienten und Rationierung
in der medizinischen Versorgung. Sekto-
rale Budgets, willkürliche Kostendämp-
fung, monopolartige Einkaufsmodelle
und staatlicher Dirigismus aber sind un-
taugliche Rezepte für ein modernes,
patientengerechtes Gesundheitswesen.

Die rigide begrenzten sektoralen Budgets
für die ambulante und stationäre Versor-
gung sowie für Arznei- und Heilmittel
sind rein ökonomisch festgelegt und ver-
hindern so eine bedarfsgerechte Versor-
gung. Sie sind unflexibel und führen
durch die willkürliche Mittelverknap-
pung zu einer Benachteiligung von vor-
wiegend chronisch und schwer Kranken.
Die gleichzeitige Verlagerung des Ratio-
nierungsdruckes auf die Vertragsärzte
gehört zu den besonderen Tücken des
Reformgesetzes.

Auch die im Gesetz angelegte Struktur
einer sogenannten integrierten Versorgung
dient nur der Profilierung der im Wett-
bewerb stehenden Krankenkassen, nicht
jedoch einer besseren medizinischen
Versorgung; denn sie wird nicht das
Versorgungsniveau erhöhen, sondern
gute von schlechten Versorgungsrisiken
trennen – zu Lasten der Kranken. Ver-
stärkt wird dieser Ansatz noch dadurch,
dass die Krankenkassen die Mittel für
die Integrationsversorgung nach Gut-
dünken aus den sektoralen Budgets neh-
men können.
Die von der Regierung proklamierte
„Stärkung der Selbstverwaltung“ wird
damit ad absurdum geführt. Das ärztli-
che Verhandlungsmandat wird faktisch
aufgelöst. Die lediglich fakultative
Beteiligung der verfassten Ärzteschaft

Prof. Dr. Jan Schulze


